Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1623 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 4 Ziff. 17 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung des Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes vom 26. Dezember 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 505) erhält fol- 
gende Fassung: 

„17. die Umsätze aus einer Tätigkeit in einem 
freien Beruf, insbesondere aus wissen- 
schaftlicher, künstlerischer, schriftstelle- 
rischer, unterrichtender oder erziehe- 
rischer Tätigkeit, aus der Berufstätigkeit 
als Arzt, Rechtsanwalt und Notar, In- 
genieur, Architekt, Handelschemiker, 
Heilpraktiker, Dentist, Landmesser, 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Buch- 
sachverständiger und in ähnlichen Be- 
rufen, aus der Tätigkeit als Journalist 
oder Bildberichterstatter, auch soweit sie 
für den Rundfunk oder Fernsehfunk 
ausgeübt wird, und die Umsätze aus der 
Tätigkeit als Handelsvertreter oder 
Makler. Die Steuerfreiheit tritt nur ein, 
wenn der Gesamtumsatz nach § 1 Ziff. 1 
und 2 im Kalenderjahr 18 000 Deutsche 
Mark nidit übersteigt. Beträgt er im 
Kalenderjahr mehr als 1 8 000 Deutsche 
Mark, so wird die Steuer für die ge- 
nanten Umsätze nur insoweit erhoben, 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 


als sie aus zehn vom Hundert des 18 000 
Deutsche Mark übersteigenden Betrags 
gedeckt werden kann;‘‘ 

Artikel 2 

Das Gesetz ist erstmals auf Lieferungen 
und Leistungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1955 bewirkt werden. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 13. Juli 1955 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 
Dr. Dehler und Fraktion 



